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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe hat der Bund in den letzten 
6 Jahren - aufgeschlüsselt für jedes Jahr - 
Finanzmittel für kulturelle Leistungen an die 
Bundesstadt Bonn gezahlt? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann 

vom 17. Mai 2006 

Der Bund hat Finanzmittel für kulturelle Leistungen an die Bundes- 
stadt Bonn in folgender Höhe gezahlt: 


2000 

35 790 T€ 

2001 

30 678 T€ 

2002 

26 588 T€ 

2003 

15 339 T€ 

2004 

10 226 T€ 

2005 

5 113 T€. 


Hierbei handelt es sich um die Mittel, die an die Bundesstadt Bonn für 
die Strukturveränderungen im kulturellen Bereich nach Verlagerung 
der Verfassungsorgane und des Kernbereichs der Regierungsfunktion 
geleistet wurden. Institutionell geförderte Zuwendungsempfänger wie 
z. B. die Kunst- und Ausstellungshalle, das Haus der Geschichte oder 
die Deutsche Welle bleiben daher außer Betracht. 

In den Jahren 2006 bis 2010 erfolgen weitere Zahlungen an die Bun- 
desstadt Bonn in Höhe von jeweils 5 113 T Euro. 

Neben diesen aufgrund der Bonn-Vereinbarungen vom 13. Dezember 
1989 (sog. Bonn-Vereinbarung ’90) und vom 7. März 2003 (sog. 
Bonn-Vereinbarung 2000 bis 2010) gezahlten Beträgen aus dem Haus- 
halt des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM) wurden aus Mitteln des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen im Zeitraum von 1994 bis 2004 aufgrund 
der „Vereinbarung über die Ausgleichsmaßnahmen für die Region 
Bonn“ zwischen dem Bund, den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und der Region Bonn (Bundesstadt Bonn, Rhein- 
Sieg-Kreis, Kreis Ahrweiler) vom 10. Juni 1994 insgesamt 48 012 
T Euro Projektmittel gezahlt. Da es sich hierbei durchweg um mehr- 
jährige Projekte handelte, ist eine Aufteilung der Mittel nach Jahren 
nicht möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


2. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung, dass nach 
einem Bericht des Bundesrechnungshofes die 
Bundesagentur für Arbeit Beitragsmittel für 
Beiträge im öffentlich-rechtlichen Fernsehen 
bzw. in Medienkooperationen einsetzt, und 
um welche Summen handelt es sich, aufge- 
schlüsselt nach Jahren seit 2000 (vgl. Süddeut- 
sche Zeitung vom 10. Mai 2006)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 18. Mai 2006 

Die Bundesregierung begrüßt alle wirtschaftlich sinnvollen Maßnah- 
men der Bundesagentur für Arbeit, die die Bürgerinnen und Bürger 
über wichtige Themen rund um den Arbeitsmarkt (z. B. Gesetzesände- 
rungen, Möglichkeiten der Weiterbildung oder der direkten Beschäfti- 
gungsaufnahme) informieren. Dazu gehören auch Medienkooperatio- 
nen. 

Für Beiträge im öffentlich-rechtlichen Fernsehen bzw. in Medienko- 
operationen wurden nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit fol- 
gende Mittel aufgewendet: 


Jahr 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

Betrag 

487 282 € 

291968 € 

547 451 € 

500 640 € 

349 430 € 

112 000 € 


3. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ein- 
schätzung der Bundesagentur für Arbeit, dass 
die Position des Bundesrechnungshofes „an 
der Lebenswirklichkeit vorbei“ sei und der Be- 
richt teilweise unwahre Behauptungen enthalte 
(vgl. dpa vom 11. Mai 2006)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 18. Mai 2006 

Die Bundesregierung bewertet derartige Einschätzungen der Bundes- 
agentur für Arbeit nicht. 


4. Abgeordneter 

Kai 

Wegner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, dass 
die 5-prozentige Erhöhung der Pauschalabga- 
ben für geringfügig Beschäftigte insbesondere 
bei Branchen mit allgemein verbindlichen 
Tarifverträgen und zumeist gering qualifizier- 
ten Arbeitskräften zu Arbeitsplatzverlusten 
führen wird, da es diesen Unternehmen kon- 
kurrenz- oder vertragsbedingt nicht möglich 
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ist, die höhere Abgabenbelastung in Form von 
Preiserhöhungen an die Kunden weiterzuge- 
ben, und wenn ja, inwieweit trägt die Erhö- 
hung der Pauschalabgaben dem Ziel der Bun- 
desregierung Rechnung, vor allem gering qua- 
lifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer arbeitsmarktpolitisch zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 16. Mai 2006 

Die Bundesregierung teilt die in der Frage dargestellte Auffassung 
nicht. Es kann zwar nicht völlig ausgeschlossen werden, dass sich die 
geringfügige Beschäftigung vereinzelt aufgrund der Abgabenerhöhung 
verringert. Dies lässt sich jedoch zum jetzigen Zeitpunkt nicht seriös 
abschätzen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


5. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Wurden seit dem Jahr 2000 aus Mitteln des 
Bundeshaushaltes regelmäßige oder einmalige 
Zahlungen zur Unterhaltung des „Cimitero 
acattolico di Roma“ geleistet, und wenn ja, in 
welcher Höhe? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 16. Mai 2006 

Im Jahr 2005 wurden Mittel i. H. v. 2 500 Euro aus dem Haushalt des 
Auswärtigen Amts zur Restaurierung einzelner deutscher Gräber zur 
Verfügung gestellt. 


6. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Welche Länder entsenden nach Kenntnis der 
Bundesregierung Vertreter in das Generalko- 
mitee zur Verwaltung des „Cimitero acattolico 
di Roma“, und wer vertritt derzeit die Bundes- 
republik Deutschland? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 16. Mai 2006 

Im Generalkomitee sind folgende Länder vertreten: 

Australien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Griechenland, Groß- 
britannien, Kanada, Niederlande, Norwegen, Russland, Schweden, 
Schweiz, Südafrika, USA. 
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Die Bundesrepublik Deutschland wird im Generalkomitee vom Bot- 
schafter oder Gesandten der deutschen Botschaft in Rom vertreten. 


7. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Inwieweit wurden nach Ansicht der Bundes- 
regierung die mit der Gründung des Deutsch- 
Tschechischen Zukunftsfonds verbundenen 
Ziele erreicht, und wie bewertet sie dessen 
Arbeit? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 17. Mai 2006 

Der Zukunftsfonds ist nach Auffassung der Bundesregierung den an 
ihn gestellten Erwartungen in vollem Umfang gerecht geworden. Er 
hat für seine Arbeit von Beginn an allgemein Anerkennung gefunden 
und durch die Unterstützung zahlreicher Kooperationsvorhaben zur 
Verbreiterung und Vertiefung des deutsch-tschechischen Dialoges ge- 
führt. 


8. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung den 
Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds auch 
nach dem Jahr 2007 fortzuführen, und wenn 
ja, in welcher Rechtsform? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 17. Mai 2006 

Die Bundesregierung beabsichtigt eine sinnvolle Eortsetzung des 
Eonds. Ob eine Umwidmung des Eonds in eine sich selbst tragende 
Stiftung erfolgt oder die Tätigkeit des Eonds in seiner heutigen 
Rechtsform als Stiftungsfonds nach tschechischem Recht fortgesetzt 
wird, ist Gegenstand der laufenden büateralen Beratungen. 


9. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung strukturelle Ände- 
rungen in Bezug auf die Gremien des Deutsch- 
Tschechischen Zukunftsfonds, und wenn ja, 
welche Ziele verfolgt sie damit? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 17. Mai 2006 


Derzeit sind keine strukturellen Änderungen geplant. Im Übrigen 
wird auf oben stehende Antwort verwiesen. 
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10. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche inhaltlichen Schwerpunkte des 
Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds be- 
trachtet die Bundesregierung künftig als 
vorrangig, und welche Rolle soll in diesem 
Zusammenhang die deutsch-tschechische 
Grenzregion spielen? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 17. Mai 2006 

Die Bundesregierung sieht als wichtige Bereiche der Tätigkeit des Zu- 
kunftsfonds insbesondere den Jugendaustausch, die Bildungs- und kul- 
turelle Zusammenarbeit und die Sprachförderung. Alle diese Aspekte 
haben eine spezielle Bedeutung für die deutsch-tschechische Grenz- 
region. Die besondere Aufmerksamkeit gegenüber der Grenzregion 
kommt auch dadurch zum Ausdruck, dass seit 2006 3 der 4 deutschen 
Mitglieder des Verwaltungsrates des Zukunftsfonds aus dieser Grenz- 
region stammen. 


11. Abgeordneter 
Ingbert 
Liebing 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung grundsätzlich 
den oftmals mehrere Jahre umfassenden Zeit- 
raum zwischen Unterzeichnung internationaler 
Abkommen bis zur Vorlage entsprechender 
Gesetzentwürfe auf Bundesebene, und welche 
Gründe lagen im Besonderen im Falle des Pro- 
tokolls über die Vorrechte und Immunitäten 
der Internationalen Meeresbodenbehörde aus 
dem Jahr 1998 vor, zu dem erst in diesem Jahr 
der Ratifikations-Gesetzentwurf vorgelegt wur- 
de (Bundestagsdrucksache 16/1289)? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 16. Mai 2006 

Die Länge des Zeitraums zwischen Unterzeichnung internationaler 
Abkommen bis zur Vorlage entsprechender Vertragsgesetzentwürfe 
auf Bundesebene hängt vom jeweiligen Einzelfall ab. 

Bei der Einbringung des Vertragsgesetzentwurfs zum Protokoll über 
die Vorrechte und Immunitäten der Internationalen Meeresbodenbe- 
hörde vom 27. März 1998 war der Sachzusammenhang mit dem Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Interna- 
tionalen Seegerichtshof über den Sitz des Gerichtshofs (ISGH-Sitzab- 
kommen) zu berücksichtigen. Letzteres konnte erst im Dezember 
2004 abschließend verhandelt und gezeichnet werden. Dies führte im 
Ergebnis dazu, dass eine Einbringung des Vertragsgesetzentwurfs 
zum Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten der Internationa- 
len Meeresbodenbehörde in der 15. Legislaturperiode nicht mehr 
möglich war. 

Vorbehaltlich der Zustimmung des Deutschen Bundestages wird 
Deutschland dennoch zu den ersten Staaten gehören, die das Proto- 
koll ratifiziert haben werden. 
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12. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft die Aussage des ehemaligen 
britischen Botschafters in Usbekistan, Craig 
Murray, am 20. April 2006 vor dem Untersu- 
chungsausschuss „TDIP“ des Europäischen 
Parlaments zu, wonach die CIA dort Gefange- 
ne habe foltern lassen, Deutschland Erkennt- 
nisse daraus erhalten sowie geheimdienstlich 
gut mit Usbekistan kooperiert habe, und wel- 
che Details dieser berichteten Praktiken sind 
der Bundesregierung bekannt? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 17. Mai 2006 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 

Zu der Zusammenarbeit des Bundesnachrichtendienstes mit dem 
usbekischen Sicherheitsdienst wurde dem zuständigen Parlamentari- 
schen Kontrollgremium ausführlich berichtet. 


13. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Gegenleistungen hat die Bundesregie- 
rung der usbekischen Regierung für die gestat- 
tete Nutzung des usbekischen Luftwaffenstütz- 
punktes Termez gewährt oder in dem zugrun- 
de liegenden Kooperationsabkommen zuge- 
sagt, und gehörte zu diesen Gegenleistungen 
möglicherweise auch, den usbekischen Innen- 
minister Sakirdschan Almatov trotz Verant- 
wortung schwerer Menschenrechtsverstöße 
sowie trotz EU-Reisebeschränkungen (Arti- 
kel 3 des Gemeinsamen Standpunkts 2005/ 
792/GASP des Rates der Europäischen Union 
vom 14. November 2005 betreffend restriktive 
Maßnahmen gegen Usbekistan) Ende 2005 
unbehelligt nach Deutschland ein- und wie- 
der ausreisen zu lassen sowie den General- 
bundesanwalt anzuweisen, auf die gegen 
Sakirdschan Almatov erhobene Strafanzeige 
hin kein Strafermittlungsverfahren durchzu- 
führen (vgl. Antwort des Staatsministers für 
Europa im Bundesministerium des Auswärti- 
gen, Günter Gloser, vom 23. Januar 2006 auf 
meine schriftliche Erage 13 auf Bundestags- 
drucksache 16/613)? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 17. Mai 2006 

Bei den im Dezember 2005 vom Parlamentarischen Staatssekretär 
beim Bundesminister der Verteidigung, Dr. Eriedbert Pflüger, in 
Taschkent (Usbekistan) geführten politischen Gesprächen wurde die 
langfristige Nutzung des Plughafens Termez im Rahmen des ISAP- 
Engagements in Afghanistan, einschließlich des Ausbaus der Infra- 
struktur für das dortige deutsche Einsatzkontingent, vereinbart. 
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Zur Visumerteilung an den ehemaligen usbekischen Innenminister Sa- 
kirdschan Almatov wird auf die Antwort des Staatsministers für Euro- 
pa, Günter Gloser, vom 23. Januar 2006 auf Ihre schriftliche Frage 13 
auf Bundestagsdrucksache 16/613 verwiesen. Danach ist die Visumer- 
teilung an Sakirdschan Almatov ausschließlich aus humanitären Grün- 
den erfolgt. Aus den dort aufgeführten Gründen stand diese Maßnah- 
me auch im Einklang mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2005/792/ 
GASP des Rates der Europäischen Union vom 14. November 2005. 

Eine Weisung der Bundesregierung an den Generalbundesanwalt im 
Zusammenhang mit der gegen Sakirdschan Almatov erhobenen Straf- 
anzeige hat es nicht gegeben. 


14. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Beschlagnahme irakischer Goldbar- 
ren durch US-Soldaten (Wert: 460 Mio. US- 
Dollar) in Kirkuk am 27. Mai 2003 und im 
irakisch-syrischen Grenzort Al-Qaim (Wert: 
223 Mio. US-Dollar) sowie über deren jeweili- 
gen Verbleib, und was ist der Bundesregierung 
bekannt über die Verwendung auch der Zins- 
gewinne von in Europa und den USA eingefro- 
renen irakischen Bankguthaben, insbesondere 
über die Nutznießer in Deutschland? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 17. Mai 2006 

Die Bundesregierung verfügt über keine eigenen Erkenntnisse über 
Funde von Goldbarren in Irak durch US-Soldaten. Die Streitkräfte 
der USA meldeten den Fund mehrerer Metallbarren im irakisch-syri- 
schen Grenzort Al-Qaim am 22. Mai 2003 und in Kirkuk am 27. Mai 
2003 in 2 Presseerklärungen vom 23. und 28. Mai 2003. In der Presse- 
erklärung vom 23. Mai 2003 und in einem Bericht des Weißen Hauses 
vom 14. Juli 2003 heißt es, dass es sich zumindest bei einem der bei- 
den Funde um Bronze- und nicht um Goldbarren handeln könnte. 

Zu den in den USA eingefrorenen irakischen Bankguthaben und den 
daraus resultierenden Zinsgewinnen liegen hier keine verlässlichen 
Erkenntnisse vor. 

In Bezug auf die Zinsgewinne in der Europäischen Gemeinschaft güt 
die folgende Rechtslage: 

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 vom 7. Juli 2003 über be- 
stimmte spezifische Beschränkungen in den wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Beziehungen zu Irak gehören Zinsen zu den Geldern, die 
nach Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung in der Fassung der Verordnung 
(EG) Nr. 1799/2003 eingefroren sind. Nach Artikel 5 können Zinser- 
träge auf den Konten der Inhaber eingefrorener irakischer Gelder gut- 
geschrieben werden und sind dann ebenfalls kraft der Verordnung 
(EG) Nr. 1210/2003 eingefroren. 

Nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 in der Fassung 
der Verordnung (EG) 1799/2003 können eingefrorene Gelder zur Er- 
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füllung von Ansprüchen freigegeben werden, wenn diese Gelder be- 
reits vor dem 22. Mai 2003 Gegenstand einer Entscheidung oder eines 
Zurückbehaltungsrechts waren, die durch ein Gericht, eine Verwal- 
tungsstelle oder ein Schiedsgericht festgestellt wurden und durch 
die Freigabe nicht gegen die Erfüllungsverbotsverordnung (EG) 
Nr. 3541/92 oder die öffentliche Ordnung des betreffenden Mitglied- 
staats verstoßen wird. Im Übrigen können eingefrorene Gelder nur 
zur Übertragung an den Entwicklungsfond für Irak freigegeben wer- 
den. 

Der Bundesregierung liegen keine weiteren Erkenntnisse über die Ver- 
wendung von in Europa eingefrorenen irakischen Bankguthaben und 
hieraus resultierenden Zinsgewinne vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


15. Abgeordnete 
Marieluise 
Beck 
(Bremen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Datenmaterial der 
Kriminalstatistik oder andere belastbare Quel- 
len, die die Zahl der in Deutschland begange- 
nen so genannten Ehrenmorde ausweist, oder 
verfügt die Bundesregierung über aussagekräf- 
tiges Datenmaterial, dass Aussagen über die 
Zahl der so genannten Eifersuchts- und Bezie- 
hungsmorde - aufgeteilt nach Geschlecht - im 
gesamten Bundesgebiet zulässt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 15. Mai 2006 

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Daten zur Häufigkeit 
von sog. Ehrenmorden bzw. von sog. Eifersuchts- und Beziehungs- 
morden vor. Die Polizeiliche Kriminalstatistik erlaubt hierzu keine 
Rückschlüsse, da Tatmotive dort nicht erfasst werden. 

Zu polizeilich bekannt gewordenen sog. Ehrenmorden (einschließlich 
Versuchen) in Deutschland im Zeitraum vom 1. Januar 1996 bis zum 
18. Juli 2005 hat das Bundeskriminalamt auf Grundlage einer entspre- 
chenden Eänderumfrage eine Untersuchung durchgeführt, deren Er- 
gebnisse in Kürze veröffentlicht und dann über die Internetpräsenz 
des BKA (www.bundeskriminalamt.de) abrufbar sein werden. 


16. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Verwendung des Symbols 
der Terror Organisation „Rote Armee Frak- 
tion“ (RAF) (fünfzackiger Stern mit Maschi- 
nenpistole) nicht verfassungsfeindlich ist, und 
wenn ja, wie wertet die Bundesregierung die 
Nutzung dieses Symbols als Werbe- und Han- 
dysymbol im Hinblick auf die Gefährdung von 
Kindern und Jugendlichen durch eine Ver- 
harmlosung dieser Organisation? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 15. Mai 2006 

Die alleinige Verwendung des Symbols der RAF - ein fünfzackiger 
Stern mit Maschinenpistole - kann nach der geltenden Rechtslage 
nicht untersagt werden. 

Dabei ist in strafrechtlicher Hinsicht einerseits entscheidend, dass die 
ehemalige RAF weder vom Bundesverfassungsgericht für verfassungs- 
widrig erklärt noch durch den Bundesminister des Innern verboten 
worden ist. Eine Strafbarkeit nach § 86a StGB wegen Verwendens 
eines Kennzeichens einer verfassungswidrigen Organisation kommt 
daher nicht in Betracht. Nach Auflösung der RAF kann das Verwen- 
den des Symbols aber auch nicht mehr als Unterstützung oder Werben 
um Mitglieder oder Unterstützer einer terroristischen Vereinigung ge- 
mäß § 129a Abs. 5 i. V. m. Abs. 1, 2 und 3 StGB strafrechtlich verfolgt 
werden. 

Sofern im Rahmen der Verwendung des Symbols weitere Tatbestände 
des Jugendschutzgesetzes erfüllt würden, z. B., wenn dazu aufgefor- 
dert würde, Gewalt gegen Menschen anzuwenden, kann eine Indizie- 
rung und die damit verbundene Aufnahme in die Liste für jugend- 
gefährdende Medien nach Prüfung durch die Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien (BPjM) erfolgen. Nach dem Jugend- 
schutzgesetz wird die BPjM auf Antrag bzw. auf Anregung tätig. 
Antragsberechtigt sind das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, die obersten Landesjugendbehörden, die zentrale 
Aufsichtsstelle der Länder für den Jugendmedienschutz, die Landes- 
jugendämter und die Jugendämter. Anregungsberechtigt sind andere 
Behörden oder anerkannte Träger der freien Jugendhilfe. 


17. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Wie viele der in den Jahren 2002 bis 2005 in 
Deutschland gestellten Asylanträge wurden 
mit Verfolgung oder Benachteiligung von 
Christen begründet, und wie viele waren davon 
erfolgreich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 17. Mai 2006 

Im Asylverfahren beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
werden die von den Asylbewerbern vorgetragenen Verfolgungsgründe 
nicht statistisch erfasst. Es ist der Bundesregierung deshalb nicht be- 
kannt, wie viele Christen wegen Verfolgung in ihrem Herkunftsland 
als Asylberechtigte anerkannt wurden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordnete 
Kerstin 
Andreae 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung entsprechend 
der Aufforderung durch den Bundesrat vom 
5. Mai 2006 (siehe Handelsblatt vom 8. Mai 
2006) einen Gesetzentwurf für eine Reform 
der Grundsteuer vorlegen, und wird die Bun- 
desregierung dabei den Vorgaben des Bundes- 
rates bezüglich der Bemessungsgrundlage fol- 
gen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 17. Mai 2006 

Die Bundesregierung begrüßt den Beschluss der Einanzministerkonfe- 
renz vom 5. Mai 2006. Der Inhalt der Reform der Grundsteuer und 
das weitere - auch zeitliche - Vorgehen wird alsbald Gegenstand von 
Gesprächen zwischen Bund und Eändern unter Einbeziehung der 
Kommunen sein. 


19. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE EINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang die Bodenverwertungs- und Verwal- 
tungs GmbH (BVVG) einen Eörderzuschuss 
von 5 Mio. DM, den das Eand Brandenburg 
entsprechend den vertraglichen Eestlegungen 
vom 22. September 1998 zweckgebunden für 
„Investitionen ... in die Renn- und Trainier- 
anlagen“ der Galopprennbahn Hoppegarten 
gewährt hat, in der Eolgezeit real für die be- 
schriebenen Investitionen verwandt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Mai 2006 

Die Galopprennbahn Hoppegarten GmbH hat den im November 
1999 vom Eand Brandenburg erhaltenen Zuschuss gemeinsam mit 
einem eigenen Investitionsbeitrag in den Jahren 2000 und 2001 für fol- 
gende Investitionsmaßnahmen mit einem Gesamtvolumen von rund 
5,460 Mio. DM bzw. rund 2,790 Mio. Euro eingesetzt: 


1. 

Stallbau Kiefernalle 

2 413 TDM (1 234T€) 

2. 

Rechengebäude/Wetthalle 

319 TDM 

(163 T€) 

3. 

Technik 

200 TDM 

(102 T€) 

4. 

Beregnungsanlage 

748 TDM 

(382 T€) 

5. 

Planungskosten Rennställe 

331 TDM 

(169 T€) 

6. 

Planungskosten Haupttribüne 

258 TDM 

(132 T€) 
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7. 

Instandsetzung Haupttribüne 

150 TDM 

(77 T€) 

8. 

Tore Kompaktstall 

30TDM 

(15 T€) 

9. 

Instandsetzung Bollensdorfer Trainierbahn 

96 TDM 

(49 T€) 

10. 

Sanierung Kameratürme 

50 TDM 

(26 T€) 

11. 

Sanierung Klubtribüne 

866 TDM 

(443 T€). 


20. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang die BWG durch ggf. nicht verwende- 
te Gelder aus dem oben erwähnten Eörderzu- 
schuss in den Eolgejahren Zinserträge erzielte 
und wo diese Zinserträge verbucht wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Mai 2006 

Auf Vorschlag des Vertreters des Landes Brandenburg im Aufsichts- 
rat der Galopprennbahn Hoppegarten GmbH sind dem Union-Klub 
im Jahr 2000 Zinsen aus dem finanziellen Beitrag des Landes in Höhe 
von 200 000 DM als Zuschuss gewährt worden. 


21. Abgeordneter Wie setzen sich die vom Bundesminister der 

Jürgen Einanzen, Peer Steinbrück, in der Haushalts- 

Koppelin ausschusssitzung vom 15. März 2006 mit rund 

(PDP) 17. Mrd. Euro bezifferten Einnahmeerlöse für 

das Jahr 2006 zusammen (Nennung der Veran- 
schlagung im Bundeshaushalt)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2006 

Die vom Bundesminister der Einanzen genannten Einmaleffekte in 
Höhe von 17 Mrd. Euro im Jahr 2006 wirken sich haushaltstechnisch 
im Bundeshaushalt teils einnahmeseitig, teils ausgabeseitig (durch ver- 
minderten Zuschussbedarf) aus. 

Auf der Ausgabeseite wird der Bundeshaushalt in diesem Jahr durch 
das Vorziehen der Pälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung ent- 
lastet, da damit der Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenver- 
sicherung geringer ausfällt (Kapitel 1113 Titel 636 81 und 636 82) 
bzw. der Zuschuss an die Bundesagentur für Arbeit ganz entfällt 
(Kapitel 1112 Titel 616 31). Darüber hinaus führt die Verwertung der 
Porderungen des Bundes-Pensions-Service für Post und Telekommu- 
nikation e. V. (BPS-PT), die dieser gegenüber den Postnachfolgeunter- 
nehmen hat, dazu, dass in diesem Jahr der Zuschuss des Bundes an 
den BPS-PT (Kapitel 60 02 Titel 685 01) vollständig entfallen kann 
(siehe auch Antwort zu Präge 22). Der Bundeszuschuss an den BPS- 
PT, den der Bund gemäß § 16 des Post-Personalrechts-Gesetzes zu 
leisten hat, würde ohne die Verwertung der Porderungen des BPS-PT 
etwa 6 Mrd. Euro betragen. 
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Entlastungen durch Einmaleffekte auf der Einnahmeseite werden 
durch Einnahmen aus der Veräußerung von Beteiligungen und aus 
der Verwertung von sonstigem Kapitalvermögen des Bundes in Höhe 
von 6,6 Mrd. Euro (Kapitel 60 02 Titel 133 01) sowie durch Einnah- 
men aus Umschuldungsabkommen, die im Rahmen der Pariser-Club- 
Verhandlungen mit Gläubigerländern bereits geschlossen wurden, 
erwartet (Kapitel 32 08 Titel 146 01). 


22. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Auf welche Art und Weise erfolgt die Kapitali- 
sierung der Post-Pensionsverpflichtungen (kei- 
ne Einnahme- und Ausgabetitel im Bundes- 
haushalt 2006), und wird hiermit dem Haus- 
haltsprinzip von Vollständigkeit und Einheit 
Rechnung getragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2006 

Die drei Postnachfolgeunternehmen sind gemäß § 16 des Post-Perso- 
nalrechts-Gesetzes verpflichtet, Beiträge in Höhe von 33 Prozent der 
Bezüge der bei ihnen beschäftigten Beamten an den BPS-PT zu leis- 
ten. Der BPS-PT als privatrechtlicher Verein hat 2005 einen Teil die- 
ser Eorderungen verwertet und an eine Zweckgesellschaft verkauft. 
Diese hat handelbare Wertpapiere emittiert und am Kapitalmarkt an 
Investoren verkauft. Das Bundesministerium der Einanzen hat die 
Transaktion im Rahmen seiner Rechts- und Eachaufsicht gebilligt und 
begleitet. 

Durch diese Transaktion hat der BPS-PT eine Eiquiditätsausstattung 
erhalten, die den Einanzierungsbedarf des BPS-PT, der die Versor- 
gungsleistungen (insbesondere Pensions- und Beihilfezahlungen) an 
ehemalige Beamte des Sondervermögens Deutsche Bundespost er- 
bringt, für 2005 vollständig und für 2006 teilweise abdeckt. Mit einer 
weiteren Transaktion in diesem Jahr sollen weitere Einnahmen für 
den BPS-PT generiert werden, die auch den Restbedarf für 2006 und 
darüber hinaus einen nennenswerten Anteil des Einanzierungsbedarfs 
für das kommende Jahr abdecken sollen. 

Der Bundeshaushalt ist durch diese Transaktion des BPS-PT insofern 
betroffen, als der Zuschuss des Bundes an den BPS-PT, der aus seiner 
Verpflichtung nach § 16 Abs. 1 Satz 8 des Post-Personalrechts-Geset- 
zes zur Eehlbetragsdeckung zu leisten ist, für die Jahre 2005 und 2006 
auf null abgesenkt werden konnte (Kapitel 60 02 Titel 685 01). Der 
BPS-PT weist aufgrund seiner eigenen Einnahmen 2005 und 2006 
keinen Eehlbetrag aus, sodass die entsprechende Ausgleichsverpflich- 
tung des Bundes entfällt. Den haushaltsrechtlichen Grundsätzen von 
Vollständigkeit und Einheit wird dabei in vollem Umfang Rechnung 
getragen. 


23. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Loske 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Steuer- 
befreiung für Biokraftstoffe in der Eandwirt- 
schaft über das Jahr 2009 hinaus fortzusetzen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 19. Mai 2006 

Nein. 


24. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie hoch ist nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die relative bzw. absolute Mehrbelastung 
pro Jahr durch die geplante Mehrwertsteuer- 
erhöhung bezogen auf die folgenden Bevöl- 
kerungsgruppen: Bafög-Empfänger, ALG-II- 
Empfänger, Durchschnittsrentner (Einzelper- 
son und Rentnerpaar), Einzelpersonen bzw. 
Familien mit 2 Kindern mit einem Jahresein- 
kommen in Höhe von 20 000, 50 000, 100 000, 
500 000, 1 000 000 Euro, und wie hoch ist nach 
Ansicht der Bundesregierung die durch die Er- 
höhung der Mehrwertsteuer bewirkte Steige- 
rung des Bruttoinlandsprodukts? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 15. Mai 2006 

Auswirkung der geplanten Mehrwertsteuererhöhung auf die privaten 
Haushalte 

Im Gesetzentwurf zum Haushaltsbegleitgesetz ist zum 1. Januar 2007 
eine Anhebung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 16 Prozent 
auf 19 Prozent vorgesehen. Das Aufkommen eines Mehrwertsteuer- 
punktes wird zur Unterstützung der vorgesehenen Absenkung des 
Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 2 Prozentpunkte auf 
4,5 Prozent eingesetzt. Damit ist eine Entlastung der Lohnneben- 
kosten verbunden, sodass der höheren Konsumbesteuerung eine Ent- 
lastung der Nettolöhne gegenübersteht. Durch die Beibehaltung des 
ermäßigten Umsatzsteuersatzes, der vorwiegend für Grundnahrungs- 
mittel, Trinkwasser, Druckerzeugnisse und den öffentlichen Personen- 
nahverkehr gilt, wird der sozialen Komponente Rechnung getragen. 

Im Bundesministerium der Finanzen wurden bisher keine Belastungs- 
rechnungen für unterschiedliche Haushaltstypen zur Mehrbelastung 
durch die geplante Mehrwertsteuererhöhung durchgeführt. Für derar- 
tige detaillierte Berechnungen ist die vorliegende Datenbasis nicht aus- 
sagekräftig. 

Auswirkung der geplanten Mehrwertsteuererhöhung auf die Entwick- 
lung des Bruttoinlandsprodukts 

Eine quantitative Bewertung der allein aus der Umsatzsteuersatzerhö- 
hung zu erwartenden gesamtwirtschaftlichen Effekte ist nicht möglich. 
Die Änderung der Umsatzsteuer ist in ein Gesamtkonzept verschiede- 
ner Maßnahmen eingebettet, die auf eine nachhaltige Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte mit Stärkung von Wachstum und Beschäf- 
tigung gerichtet sind. Die Vielzahl von Interdependenzen und exter- 
nen Einflüssen ermöglicht nur eine sehr grobe Einschätzung. 
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Demnach ergibt sich für das Jahr 2006 aus dem gesamten Maßnah- 
menpaket eine leichte Beschleunigung des BIP-Zuwachses 2006 um 
zusätzlich rund 0,25 Prozentpunkte, im Wesentlichen aufgrund von 
Käufen insbesondere langlebiger Konsumgüter, die im Hinblick auf 
die anstehende Umsatzsteuererhöhung vorgezogen werden, sodass die 
BIP-Zunahme in diesem Jahr bei real 1,6 Prozent liegen dürfte (Früh- 
jahrsprojektion). 

Im kommenden Jahr ist mit einem geringeren privaten Konsum zu 
rechnen. Gleichzeitig ist aber auch zu berücksichtigen, dass die Um- 
satzsteuererhöhung durch die Senkung der Sozialversicherungsbei- 
tragssätze, die Arbeitnehmern und Arbeitgebern zugute kommt, teil- 
weise kompensiert wird. Wesentlicher Teil des Gesamtpakets sind 
auch Maßnahmen mit nachfragestimulierender Wirkung, insbesonde- 
re im Bereich privater Dienstleistungen. Diese Effekte sind in der 
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung berücksichtigt, in der von 
einem Zuwachs des realen BIP um 1 Prozent im kommenden Jahr 
ausgegangen wird. 

Es bestehen durchaus Chancen auf eine günstigere Entwicklung. So 
können die Konsolidierungsmaßnahmen und strukturellen Verbesse- 
rungen der öffentlichen Haushalte bei Unternehmen und Verbrau- 
chern positive Vertrauenseffekte hervorrufen, die zu einer nachhalti- 
gen positiven Wachstums- und Beschäftigungsentwicklung überleiten. 
Das Ausmaß dieser Effekte lässt sich aber dazu nicht beziffern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


25. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Handlungsbedarf leitet die Bundes- 
regierung aus der Formulierung im Koalitions- 
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD ab, 
derzufolge die Bundesregierung „bei ihren 
Beschaffungsmaßnahmen auch zukünftig nur 
Holz aus zertifizierten Beständen“ nutzen 
wird, oder sieht sie diesen Punkt bereits als er- 
füllt an, ohne dass dazu Maßnahmen seitens 
der Bundesregierung erforderlich wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Paziorek 
vom 11. Mai 2006 

Nachhaltige Waldbewirtschaftung und legaler Holzeinschlag sind un- 
verzichtbare Voraussetzungen für die Eindämmung von Raubbau und 
Waldvernichtung. Die Bundesregierung verfolgt daher das Ziel, nur 
noch Holz und Holzprodukte zu verwenden, deren Rohstoff aus nach- 
weislich nachhaltiger und legaler Waldbewirtschaftung stammt. Zur 
Erreichung dieses Zieles ist beabsichtigt, für den Bund eine entspre- 
chende Beschaffungsregelung zu erlassen. Derzeit findet die Ressort- 
abstimmung statt. Dabei wird unter Beachtung der vergäbe- und han- 
delsrechtlichen Vorschriften ein möglichst geringer bürokratischer 
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Aufwand angestrebt. Die Beschaffungsregelung des Bundes soll Sig- 
nalwirkung entfalten zur Unterstützung glaubwürdig zertifizierter 
Holzprodukte und nachhaltiger Waldbewirtschaftung weltweit. 


26. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Treffen Informationen zu, denen zufolge Gua- 
temala kurz von einem Beitritt zur Internatio- 
nalen Walfangkommission (IWC) steht, und 
was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die in der IWC umstrittenen Punkte (u. a. 
Eortbestand des Walfangmoratoriums, mögli- 
che Einführung eines Walfangmanagementsys- 
tems) bereits vor dem Beitritt oder unmittelbar 
nach dem Beitritt bilateral anzusprechen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 12. Mai 2006 

Der Bundesregierung liegen Informationen über eine mögliche Ab- 
sicht Guatemalas vor, der Internationalen Walfangkommission (IWC) 
beizutreten. Allerdings ist ein solcher Beitritt bisher noch nicht vollzo- 
gen. 

Die Bundesregierung hat auf diplomatischem Weg Kontakt zur Regie- 
rung von Guatemala aufgenommen, um diesem Eand Positionen im 
Bereich des Walschutzes nahe zu bringen. Guatemala hat seine Hal- 
tung noch nicht bekannt gemacht. 


27. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie wird in benachbarten EU-Staaten (bei- 
spielsweise in Tschechien und Polen) im 
Vergleich zu Deutschland hinsichtlich der 
Aufstallungspfiicht für Geflügel aufgrund der 
Vogelgrippe verfahren, und welche Ausnahme- 
regelungen existieren dort? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 11. Mai 2006 

Wissenschaftliche Grundlage für die derzeitige Portführung der Auf- 
stallung in Deutschland ist eine aktuelle Risikobewertung des Pried- 
rich-Eoeffier-Instituts, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit. 
Diese Risikobewertung trägt der Tatsache Rechnung, dass Deutsch- 
land der Mitgliedstaat mit den mit Abstand häufigsten positiven Be- 
funden bei Wildvögeln ist. In der Sitzung des Ständigen Ausschusses 
für die Eebensmittelkette und Tiergesundheit am 3./4. Mai 2006 be- 
richteten die Mitgliedstaaten über den aktuellen Stand der einzelstaat- 
lichen Maßnahmen zum Schutz vor der klassischen Gefiügelpest. Die 
Darstellung der Mitgliedstaaten ergab, dass in Mitgliedstaaten, in 
denen kein Pall von aviärer Influenza festgestellt wurde, wie z. B. 
Euxemburg und den Niederlanden, die Aufstallungspfiicht zum 
1. Mai 2006 aufgehoben wurde. Dieser Verfahrensweise hat sich auch 
die Schweiz angeschlossen, da seit dem 1. April 2006 keine positiven 
Pälle bei Wildgefiügel festgestellt worden sind. 



Drucksache 16/1555 


-16- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Polen gab an, dass die Aufstallung weiter vorgeschrieben ist. Für 
Enten- und Gänsehaltungen sind jedoch 6 Stunden Auslauf pro Tag 
erlaubt. Fütterung und Tränkung der Tiere darf nicht im Freien 
erfolgen. 

Auch die Tschechische Republik hat seit dem 15. Februar 2006 ein 
Aufstallungsgebot erlassen; insgesamt wurden 186 Ausnahmen zur 
Freilandhaltung erteilt. Derzeit ist nicht bekannt, ob und ggf wann 
diese Maßnahmen geändert werden. 

Die Mitgliedstaaten überprüfen regelmäßig die getroffenen Maßnah- 
men. Sie haben zumeist vor, die Lage bis Ende Mai 2006 neu zu be- 
urteilen und daher die Hochrisikogebiete, in denen das Aufstallungs- 
gebot zu beachten ist, genauer festzulegen. 


28. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Welche Stellen wurden bzw. werden im Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz zur Vorbereitung und 
Durchführung der EU-Präsidentschaft, unter- 
teilt nach Besoldungsgruppen, eingerichtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Paziorek 
vom 15. Mai 2006 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz hat aus Anlass der deutschen EU-Präsidentschaft keine 
(Plan-) Stellen erhalten. 


29. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Welche Zusatzkosten ergeben sich durch diese 
Neuanstellungen zur Vorbereitung der EU- 
Präsidentschaft (aufgeschlüsselt nach Besol- 
dungsgruppen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Paziorek 
vom 15. Mai 2006 

Aus der Beantwortung der Frage 28 ergibt sich, dass insoweit keine 
Zusatzkosten entstehen. 

Im Übrigen beabsichtigt das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher schütz aus dem Aushilfstitel bedarfs- 
orientiert Zeitarbeitskräfte zur Vorbereitung und Durchführung der 
EU-Präsidentschaft zu finanzieren. Der Kostenrahmen hierfür wird 
auf jeweils 544 000 Euro in 2006 und 2007 geschätzt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


30. Abgeordneter 

Helmut 

Brandt 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnisse von 
Sprengungen mit nuklearer Munition/W affen 
auf Camp Elsenborn/Belgien, die in Hinblick 
auf einen möglicherweise anstehenden militä- 
rischen Einsatz in Iran/Irak erfolgen und eine 
Durchschlagskraft besitzen, die eine Durch- 
trennung massiver Betonbaukörper von bis zu 
1,20 m ermöglichen, und wenn ja, welche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 11. Mai 2006 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen sind auf 
dem belgischen Truppenübungsplatz Elsenborn keine Sprengungen 
mit nuklearen Waffen oder nuklearer Munition vorgenommen wor- 
den und werden auch in Zukunft nicht vorgenommen. 


31. Abgeordneter 

Helmut 

Brandt 

(CDU/CSU) 


Schließt die Bundesregierung eine Gesund- 
heitsgefährdung durch die Sprengungen, insbe- 
sondere der angrenzenden Bevölkerung, aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 11. Mai 2006 

Da auf dem belgischen Truppenübungsplatz Elsenborn nach den der 
Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen keine Sprengungen mit 
nuklearen Waffen oder nuklearer Munition stattfinden, kann auch kei- 
ne Gesundheitsgefährdung durch sie vorliegen. 


32. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(EDP) 


Wie viele Angehörige der deutschen Streit- 
und Sicherheitskräfte sind seit Beginn der 14. 
Eegislaturperiode bei Auslandseinsätzen ver- 
letzt worden bzw. ums Eeben gekommen, und 
wie haben sich die jährlichen Ausgaben des 
Bundes seit Beginn der 14. Eegislaturperiode 
für Auslandseinsätze der Streit- und Sicher- 
heitskräfte entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 16. Mai 2006 

Seit Beginn der 14. Eegislaturperiode sind 55 Angehörige der Bun- 
deswehr und 6 Polizeivollzugsbeamte (Eandes-/Bundespolizei) bei 
Auslandseinsätzen ums Eeben gekommen. Mit Indienststellung des 
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Einsatzführungskommandos der Bundeswehr im Jahr 2002 wurden 
Verletzungen von Soldaten in Einsätzen systematisch dokumentiert. 
Seit März 2002 erlitten 9 067 Soldaten in Auslandseinsätzen der Bun- 
deswehr Verletzungen unterschiedlichster Art, überwiegend durch 
Unfälle verursacht. Davon hatten 81 Verletzungen einsatzspezifische 
Hintergründe (z. B. Verletzungen durch Explosionen, Minenunfälle, 
Anschläge und Unfälle mit militärischen Spezialfahrzeugen). Eür 
Eandes- und Bundespolizeibeamte werden in Auslandseinsätzen erlit- 
tene Verletzungen statistisch nicht erfasst. 

Auf der Grundlage der Jahresberichte des Bundesministeriums der 
Verteidigung an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
wurden im Zusammenhang mit den internationalen Einsätzen der Bun- 
deswehr seit 1998 folgende einsatzbedingte Zusatzausgaben geleistet: 

Haushaltsjahr Einsatzbedingte Zusatzausgaben 

1998 182,6 Mio. € 

1999 553,8 Mio. € 

2000 1 076,1 Mio. € 

2001 1 191,8 Mio. € 

2002 1 502,1 Mio. € 

2003 1 352,8 Mio. € 

2004 1 025,3 Mio. € 

2005 884,3 Mio. €. 

Eür Einsätze von Bundes- und Eandespolizeikräften im Rahmen von 
Eriedensmissionen internationaler Organisationen (VN, EU) hat die 
Bundesregierung (AA) seit 1998 folgende Zusatzausgaben (auslands- 
bedingte Mehrkosten geleistet: 


Haushaltsjahr 

Einsatzbedingte Zusatzausgaben 

1998 

3,89 Mio. € 

1999 

5,11 Mio. € 

2000 

3,73 Mio. € 

2001 

5,62 Mio. € 

2002 

5,94 Mio. € 

2003 

7,79 Mio. € 

2004 

7,26 Mio. € 

2005 

5,05 Mio. €. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


33. Abgeordnete 

Marieluise 
Beck 
(Bremen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aufgrund welcher empirischen Datenlage 
kommt die Bundesregierung zu der Aussage, 
dass Zwangsheiraten zunehmen, und verfügt 
die Bundesregierung über Eangzeitstudien ver- 
schiedener in Deutschland lebender Migran- 
tengruppen, die empirisch den Schluss einer 
Zunahme von Zwangsverheiratungen zulas- 
sen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 15. Mai 2006 

Zur Häufigkeit von Zwangsehen in Deutschland liegen bislang keine 
belastbaren statistischen Daten vor. Auch der Bericht der Beauftrag- 
ten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
über die Lage der Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 
vom August 2005 weist darauf hin, dass es bislang keine belastbaren 
Aussagen oder Schätzungen über das Ausmaß von Zwangsverheira- 
tung gibt. Die Bundesregierung verfügt derzeit auch nicht über empi- 
risch gesicherte Daten, die eine Zunahme von Zwangsverheiratungen 
belegen könnten. 

Die durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Herbst 2004 vorgestellte Untersuchung „Lebenssituation, 
Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ erlaubt allen- 
falls eine erste vorsichtige Einschätzung zur Häufigkeit von Zwangs- 
verheiratungen in der Gruppe der Migrantinnen türkischer Herkunft. 
Während die Ergebnisse im Hauptteil dieser Untersuchung als reprä- 
sentativ anzusehen sind, beruhen die Aussagen zur Zwangsverheira- 
tung auf einer Zusatzbefragung von rund 150 türkischen Migrantin- 
nen und sind damit nicht repräsentativ. Von den 143 türkischen 
Frauen, die mit einem türkischen Partner verheiratet sind oder waren, 
haben etwa drei Viertel (76 Prozent) den Partner vor der Heirat ken- 
nen gelernt und ein Viertel (25 Prozent) nicht. Bei der Hälfte aller 
Frauen (50 Prozent) war der Partner von Verwandten ausgewählt 
worden; die andere Hälfte der Frauen (50 Prozent) hat den Partner 
selbst ausgewählt. 

Der überwiegende Teil der Frauen, deren Partner durch die Verwand- 
ten ausgewählt worden war (75 Prozent, n = 53), gab an, sie seien mit 
der Wahl einverstanden gewesen, 23 Prozent (n= 16) hätten dagegen 
den Partner lieber selbst ausgewählt; knapp ein Viertel dieser Frauen 
(25 Prozent, n=18) gab außerdem an, vor der Eheschließung nicht 
nach ihrer Meinung zu dem zukünftigen Ehepartner gefragt worden 
zu sein. 17 Prozent der Frauen, deren Partner durch Verwandte aus- 
gewählt worden waren, hatten zum Zeitpunkt der Eheschließung das 
Gefühl, zu dieser Ehe gezwungen zu werden (n= 12). Insgesamt gab 
damit in dieser Zusatzbefragung etwa jede elfte verheiratete Frau tür- 
kischer Herkunft an, sich zum Zeitpunkt der Eheschließung dazu ge- 
zwungen gefühlt zu haben. Diese Ergebnisse sind jedoch aufgrund der 
geringen Fallzahlen nicht verallgemeinerbar. 

Aus einzelnen Bundesländern liegen Zahlen zu den bei verschiedenen 
Beratungs- und Hilfseinrichtungen bekannt gewordenen Fällen von 
Zwangsverheiratung vor, auch diese Erhebungen sind jedoch nicht 
repräsentativ. Einerseits erfassen sie nur den bei den Einrichtungen 
bekannt gewordenen Ausschnitt des Spektrums von Zwangsverheira- 
tungen und erlauben damit keine Aussagen zum Dunkelfeld, anderer- 
seits ist unklar, inwieweit möglicherweise Doppelerfassungen und ähn- 
liche Effekte zu einer Verzerrung der Zahlen der bekannt gewordenen 
Fälle beitragen. 

In Berlin wurden über 50 Hilfsprojekte des Jugend-, Migrations- und 
Anti-Gewaltbereichs danach befragt, ob sie wegen Zwangsverhei- 
ratung in Anspruch genommen wurden. Es wurden ca. 220 Fälle 
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von Frauen und Mädchen genannt, die im Jahr 2002 in Berlin von 
Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen waren. Diese Zahl ist 
allerdings nur begrenzt aussagekräftig. Zum einen konnten nur die- 
jenigen gezählt werden, die den Weg in eine Beratungsstelle gefunden 
hatten und zum anderen gab es Betroffene, die mehrere Beratungsstel- 
len aufgesucht hatten und dann mehrfach gezählt wurden. Ferner 
führten die meisten Beratungsstellen keine genaue Statistik über die 
Gründe ihres Aufsuchens und erfassten daher nicht explizit Zwangs- 
verheiratungen. 

Der Senat von Berlin hat eine solche Befragung im Jahr 2004 wieder- 
holt. Dieses Mal wurden ca. 200 Einrichtungen, u. a. Projekte aus dem 
Migrations- und Jugendbereich, der Integrationsbeauftragte des 
Landes, bezirkliche Gleichstellungs- und Migrationsbeauftragte, Schu- 
len, Jugendämter und Erziehungsberatungsstellen, befragt. Es wurden 
bei dieser Befragung ca. 300 Fälle von drohender oder erfolgter 
Zwangsverheiratung und knapp 30 Fälle von drohender oder erfolgter 
Zwangsverlobung genannt. Bei 130 Betroffenen wurde das Alter er- 
fasst. Die 16- bis 18-jährigen Mädchen waren mit knapp 40 Prozent 
am stärksten betroffen, gefolgt von den 19- bis 21 -Jährigen (32 Pro- 
zent). Knapp 18 Prozent waren zwischen 22 und 25 Jahre alt und 
10 Prozent waren erst 13 bis 15 Jahre alt. 10 Fälle betrafen Jungen 
oder Männer. Die beiden Berliner Befragungen können nur einge- 
schränkt verglichen werden, da bei der ersten Befragung für das Jahr 
2002 deutlich weniger Einrichtungen befragt wurden. 

Institutionen wie beispielsweise das Büro des Beauftragten des Senats 
von Berlin für Integration und Migration verzeichnen jedoch eine Zu- 
nahme von Beratungsanfragen im Zusammenhang mit Zwangsverhei- 
ratung, die aber möglicherweise auf die verstärkte öffentliche Diskus- 
sion dieser Problematik zurückzuführen ist (vgl. Abgeordnetenhaus 
Berlin, Drucksache 15/4417). 

Der im Januar 2006 vorgelegte Bericht der Fachkommission 
„Zwangsheirat“ der Landesregierung Baden-Württemberg berichtet 
für den Zeitraum Januar bis Oktober 2005 von 215 bei verschiedenen 
Einrichtungen bekannt gewordenen Fällen. 

Zwangsverheiratungen sind aus Sicht der Bundesregierung jedoch 
unabhängig von deren Häufigkeit eine gravierende Menschenrechts- 
verletzung, die entschieden zu bekämpfen ist. 


34. Abgeordnete 

Karin 

Binder 

(DIE LINKE.) 


Wie definiert das geplante Elterngeldgesetz 
„allein erziehend“, und welche Kriterien müs- 
sen Eltern erfüllen, um 14 Monate Elterngeld 
zu erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 18. Mai 2006 

Ein Elternteil kann für 14 Monate Elterngeld beziehen, wenn An- 
spruch auf die Einkommensersatzleistung besteht und 

• die Betreuung durch den anderen Elternteil unmöglich ist oder 
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• mit der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefährdung 
des Kindeswohls verbunden wäre oder 

• ihm die elterliche Sorge allein zusteht oder er einen Antrag auf 
Übertragung der elterlichen Sorge gestellt hat und 

• der andere Elternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer 
Wohnung lebt. 

Der letzte Punkt stellt sicher, dass allein erziehende Väter und Mütter 
bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen für 14 Monate Elterngeld 
erhalten können. Eine gesonderte Definition des Begriffs „allein erzie- 
hend“ ist im Gesetz nicht vorgesehen. 

Ist die Einkommensersatzleistung klein und wird deshalb auf den Min- 
destbetrag von 300 Euro aufgestockt, so ist dies für den Anspruch auf 
14 Monate Elterngeld unschädlich. 

Die Angaben beruhen auf dem derzeitigen Stand des Gesetzentwurfs 
zum Elterngeld. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


35. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die in den Richtli- 
nien des Bundesausschusses der Arzte und 
Krankenkassen über die Bedarfsplanung sowie 
die Maßstäbe zur Eeststellung von Überver- 
sorgung und Unterversorgung in der vertrags- 
ärztlichen Versorgung im Abschnitt 6 Nr. 29 
genannten Richtwerte noch für zeitgemäß und 
den Patienten in den betroffenen Regionen 
zumutbar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 12. Mai 2006 

Obwohl sowohl die hausärztliche als auch die fachärztliche Versor- 
gung in der Bundesrepublik Deutschland bei globaler Betrachtung 
nicht gefährdet ist, zeichnet sich in den letzten Jahren immer deut- 
licher ab, dass insbesondere in den neuen Eändern in bestimmten Re- 
gionen (Planungsbereichen) oder Teilen hiervon kurz- und mittelfristig 
die Gefahr regionaler Versorgungslücken besteht, zu deren Behebung 
die bisherigen Instrumente des Vertragsarztrechts (Sicherstellungsver- 
pflichtung der Kassenärztlichen Vereinigung, von Kassenärztlicher 
Vereinigung und Krankenkassen gemeinsam finanzierte Sicherstel- 
lungszuschläge in unterversorgten Planungsbereichen) ergänzt werden 
müssen. 

Deshalb sieht der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Vertragsarztrechts und anderer Vorschriften (VÄG) neben allge- 
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meinen Bestimmungen zur Flexibilisierung und Liberalisierung der 
vertragsärztlichen Berufsausübung besondere zielgebundene Regelun- 
gen in Fällen von Versorgungsdefiziten vor. Hierzu gehören die Auf- 
hebung der derzeit bestehenden Altersgrenze von 55 Jahren für die 
Erstzulassung von Vertragsärzten und das Hinausschieben der Alters- 
grenze für das gesetzliche Ende der vertragsärztlichen Tätigkeit von 
68 Jahren in Planungsbereichen, für die die Landesausschüsse der 
Arzte und Krankenkassen eine bestehende oder unmittelbare drohen- 
de Unterversorgung festgestellt haben. 

Die Bedarfsplanung zur Sicherstellung der vertragsärztlichen Versor- 
gung und die Feststellung von Unter- und Überversorgung ist Angele- 
genheit der Selbstverwaltung. 

Nach § 99 Abs. 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Ge- 
setzliche Krankenversicherung - (SGB V) ist es Aufgabe der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, im Einvernehmen mit den Landesverbän- 
den der Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkassen sowie 
im Benehmen mit den zuständigen Landesbehörden nach Maßgabe 
der vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 92 Abs. 1 Satz 1, 2 
Nr. 9 SGB V erlassenen Richtlinien - Richtlinien des Bundesausschus- 
ses der Arzte und Krankenkassen über die Bedarfsplanung sowie die 
Maßstäbe zur Feststellung von Überversorgung und Unterversorgung 
in der vertragsärztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-Richtlinien- 
Ärzte) vom 9. März 1993, zuletzt geändert am 21. Februar 2006 - auf 
Landesebene einen Bedarfsplan zur Sicherstellung der vertragsärzt- 
lichen Versorgung aufzustellen und jeweils der Entwicklung anzupas- 
sen. 

Die Feststellung, dass in bestimmten Gebieten eines Zulassungs- 
bezirks eine ärztliche Unterversorgung eingetreten ist oder unmittel- 
bar droht, obliegt dabei nach § 100 Abs. 1 Satz 1 SGB V den Landes- 
ausschüssen der Arzte und Krankenkassen. 

Die Voraussetzungen zur Feststellung der Unterversorgung sind in 
Nummer 28 und der in der Frage angesprochenen Nummer 29 der 
Bedarfsplanungs-Richtlinien-Arzte geregelt: 

Nach der Vorschrift der Nummer 28 der Bedarfsplanungs-Richtlinien- 
Arzte liegt eine Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung 
der Versicherten vor, wenn in bestimmten Planungsbereichen Ver- 
tragsarztsitze, die im Bedarfsplan für eine bedarfsgerechte Versorgung 
vorgesehen sind, nicht nur vorübergehend nicht besetzt werden kön- 
nen und dadurch eine unzumutbare Erschwernis in der Inanspruch- 
nahme vertragsärztlicher Leistungen eintritt, die auch durch Ermächti- 
gung von Ärzten und ärztlich geleiteten Einrichtungen nicht behoben 
werden kann. 

Die Regelung wird ergänzt durch die Vorschrift der Nummer 29 der 
Bedarfsplanungs-Richtlinien-Ärzte, nach der das Vorliegen einer Un- 
terversorgung zu vermuten ist, wenn der Stand der hausärztlichen Ver- 
sorgung den in den Planungsblättern ausgewiesenen Bedarf um mehr 
als 25 Prozent und der Stand der fachärztlichen Versorgung den aus- 
gewiesenen Bedarf um mehr als 50 Prozent unterschreitet. Eine Un- 
terversorgung droht, wenn insbesondere aufgrund der Altersstruktur 
der Ärzte eine Verminderung der Zahl von Vertragsärzten in einem 
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Umfang zu erwarten ist, der zum Eintritt einer Unterversorgung nach 
den genannten Kriterien führen würde. 

Die Feststellung von Unterversorgung setzt also nicht voraus, dass 
bestimmte Verhältniszahlen unterschritten werden. Die Regelung der 
Nummer 29 der Bedarfsplanungs-Richtlinien-Ärzte begründet ledig- 
lich die - widerlegbare - Vermutung, dass bei einem Unterschreiten 
der Verhältniszahlen von Unterversorgung auszugehen ist. 

Zudem steht der Selbstverwaltung mit der Möglichkeit der Sonder- 
bedarfszulassung (Nummer 24 ff. der Bedarfsplanungs-Richtlinien- 
Ärzte) ein weiteres Instrument zur Sicherung der vertragsärztlichen 
Versorgung zur Verfügung: Die Zulassungsausschüsse können einen 
nachweislichen lokalen Versorgungsbedarf in der vertragsärztlichen 
Versorgung in Teilen von nach der Bedarfsplanung sogar überversorg- 
ten großstädtischen oder großräumischen Planungsbereichen, insbe- 
sondere der ländlichen Regionen der neuen Länder, im Wege der Son- 
derbedarfszulassung von Ärzten decken. 

Die Entwicklung und Anpassung der Bedarfsplanungs-Richtlinien- 
Ärzte ist nicht Aufgabe des Gesetzgebers, sondern der Selbstverwal- 
tung. Zuständig ist nach der Regelung des § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 
SGB V der Gemeinsame Bundesausschuss. 

Dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) liegen keine Er- 
kenntnisse vor, dass der Gemeinsame Bundesausschuss seiner Ver- 
pflichtung zur notwendigen Weiterentwicklung der Richtlinien nicht 
nachkommt. 


36. Abgeordnete 

Marina 

Schuster 

(FDP) 


37. Abgeordnete 

Marina 

Schuster 

(FDP) 


Aus welchen Gründen haben die Patienten- 
vertreter im Gemeinsamen Bundesausschuss 
kein Stimmrecht, sondern lediglich ein An- 
trags- und Mitberatungsrecht? 


Hält die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund einer angestrebten patientenorientierten 
Reform des Gesundheitswesens die Einfüh- 
rung eines Stimmrechts für Patientenvertreter 
im Gemeinsamen Bundesausschuss für wün- 
schenswert, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 17. Mai 2006 

Mit dem zum Januar 2004 eingeführten qualifizierten Antrags- und 
Mitberatungsrecht wollte der Gesetzgeber die Patientensouveränität 
stärken, indem die Interessenvertretungen der Betroffenen und der sie 
beratenden Organisationen stärker in die Entscheidungsprozesse in 
der gesetzlichen Krankenversicherung eingebunden werden. Das An- 
trags- und Mitberatungsrecht hat sich aus Sicht der Beteiligten be- 
währt und auch ohne Stimmrecht zu einer stärkeren Patientenorien- 
tierung der Entscheidungen geführt. 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss hat nach dem Fünften Buch So- 
zialgesetzbuch u. a. die Aufgabe untergesetzlicher Normgebung. Bei 
einem Mitentscheidungsrecht stellt sich die Frage nach der Legitima- 
tion der Patientenseite sowohl bei den entsendenden Organisationen 
als auch bei den entsandten Personen in anderer Weise als im Rahmen 
eines qualifizierten Antrags- und Mitberatungsrechts. Die Bundes- 
regierung verfolgt derzeit nicht die Einführung eines Stimmrechts für 
die Vertreterinnen und Vertreter der Patientinnen und Patienten im 
Gemeinsamen Bundesausschuss. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


38. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(FDP) 


Innerhalb welchen Zeitplans soll nach der Vor- 
stellung der Bundesregierung die Umsetzung 
der Richtlinie 2003/20/EG vom 8. April 2003 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Gurtanlegepflicht 
erfolgen, und warum hat die Bundesregierung 
es bisher unterlassen, bei der Europäischen 
Kommission Ausnahmen von der Anschnall- 
pflicht etwa für Taxifahrer und Einsatzkräfte 
zu beantragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 16. Mai 2006 

Die Umsetzung der Änderungsrichtlinie 2003/20/EG vom 8. April 
2003 erfolgt in Deutschland durch die Sechzehnte Verordnung zur 
Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung vom 11. Mai 2006. Diese 
Verordnung wurde am 15. Mai 2006 im Bundesgesetzblatt Teil I 
Seite 1160 verkündet und trat am Tag nach der Verkündigung in 
Kraft. 

Da es für Einsatzkräfte keine spezifischen Ausnahmevorschriften von 
der Anschnallpflicht gibt, hat die Bundesregierung bei der Europäi- 
schen Kommission keine Ausnahme von den harmonisierten Vor- 
schriften beantragt. Hinsichtlich der Fahrer von Taxis und Mietwagen 
bei der Fahrgastbeförderung hat die Änderungsrichtlinie 2003/20/EG 
für Deutschland zu keinerlei Rechtsänderungen geführt. Daher be- 
steht keine Notwendigkeit, Ausnahmen von der Anschnallpflicht für 
diese Personengruppen zu beantragen. 


39. Abgeordneter 
Kai Boris 
Gehring 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kosten verursacht die Machbarkeits- 
studie zum Ausbau der Autobahn 52 zwischen 
den Autobahnen 40 und 42 in Essen, und in- 
wiefern kommt nach Ansicht der Bundesregie- 
rung eine privatwirtschaftliche Beteiligung am 
Bau der Autobahn 52 noch in Frage? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 17. Mai 2006 

Für die Erstellung der Studie ist eine Gesamtauftragssumme von 
165 010 Euro vereinbart worden (Bereitstellung der Mittel aus dem 
Bundeshaushalt, Kapitel 12 10 - Bundesfernstraßen). 

Im Hinblick auf die sehr kostenintensiven Maßnahmen zur Realisie- 
rung dieses Vorhabens, wie z. B. die Untertunnelung im Stadtteil Fril- 
lendorf, wird auf Vorschlag des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Möglichkeit einer privatwirtschaftlichen Realisierung nach dem Fern- 
straßenbauprivatfmanzierungsgesetz als Rechtsgrundlage für das 
F-Modell geprüft. Die Auswertung der Machbarkeitsstudie in Abstim- 
mung mit dem Land wird zeigen, ob eine privatwirtschaftliche Reali- 
sierbarkeit gegeben ist. Ergebnisse werden in Kürze vorliegen. 


40. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
des schleswig-holsteinischen Verkehrsministers 
Dietrich Austermann, der anlässlich eines 
Gespräches mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung, Wolfgang 
Tiefensee, über den Bau einer festen Fehmarn- 
beltquerung ein starkes finanzielles Engage- 
ment der EU beim Bau dieser Verbindung 
erwartet, und wenn ja, worauf gründet sich die- 
se Annahme eines zusätzlichen Engagements 
der EU angesichts der Tatsache, dass die EU 
bereits eine Absicherung von 20 Prozent der 
Bausumme durch eine Garantie des Europäi- 
schen Investitionsfonds zugesichert hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Mai 2006 

Die Bundesregierung erwartet für den Fall der Realisierung der festen 
Fehmarnbeltquerung, dass Zuschüsse seitens der EU gewährt werden, 
da es sich bei dem Projekt um eines der 30 vorrangigen Vorhaben des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes handelt. Die konkrete Höhe wird 
sich aus den Verhandlungen mit der Europäischen Kommission erge- 
ben. 


4L Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Liegen der Bundesregierung neue Zahlen über 
die nach der Eröffnung einer festen Fehmarn- 
beltquerung zu erwartende Nutzung dieser 
Verbindung durch Kraftfahrzeuge vor, und 
was sind die aktuellsten Prognosezahlen je- 
weils für Pkw und Lkw (Angaben bitte pro 
Tag und pro Jahr)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Mai 2006 

Der Bundesregierung liegen Prognosen aus dem Jahr 2003 vor, wo- 
nach für 2015 7 496 Pkw/Tag und 1 132 Lkw/Tag prognostiziert wer- 
den. Dies entspricht 2 736 040 Pkw/Jahr und 413 000 Lkw/Jahr. 


42. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, wenn sie be- 
züglich des Baus der festen Eehmarnbeltque- 
rung eine Entscheidung über eine direkte 
finanzielle Beteiligung oder der Absicherung 
eines Teils der Bausumme durch eine Staats- 
garantie trifft, den Deutschen Bundestag daran 
zu beteiligen, und wenn ja, in welcher Eorm? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Mai 2006 

Eür den Pall der Realisierung der festen Pehmarnbeltquerung müsste 
ein Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Dänemark geschlossen werden. In diesem wäre u. a. auch 
die Pinanzierung zu regeln. Eine Beteiligung des Deutschen Bundesta- 
ges erfolgt im Gesetzgebungsverfahren zum Vertragsgesetz. 


43. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Warum wird die laut Bundesverkehrswegeplan 
2003 im Zuge der Autobahn 20 als P-Modell 
privat zu finanzierende Elbequerung bei 
Glückstadt im Straßenbaubericht 2005 (Bun- 
destagsdrucksache 16/335) nicht (mehr) bei 
den künftig als P-Modell zu realisierenden Pro- 
jekten in der Baulast des Bundes genannt, und 
was ist der Planungsstand und voraussichtliche 
Inbetriebnahmetermin dieses Verkehrsprojek- 
tes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Mai 2006 

Im Straßenbaubericht 2005 wurden exemplarisch der Albaufstieg im 
Zuge der Bundesautobahn 8, die Bundesautobahn 281, die Weser- 
querung und der Hochmoselübergang im Zuge der Bundesstraße 50n 
als besonders exponierte Projekte genannt. Die Möglichkeit, weitere 
geeignete Vorhaben als P-Modell umzusetzen, bleibt aber bestehen. 
Hierzu ist auch die Bundesautobahn 20, Elbequerung Glückstadt, zu 
zählen. 

Die Linienbestimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) für die Bundesautobahn 20/Bundesauto- 
bahn 26 Nordwestumfahrung Hamburg von Stade bis Weede ein- 
schließlich der Elbequerung bei Glückstadt erfolgte am 28. Juli 2005. 
Zurzeit ist eine Machbarkeitsstudie über technische Varianten der fes- 
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ten Elbequerung in Arbeit, deren Ergebnisse voraussichtlich im Spät- 
sommer dieses Jahres vorliegen werden. 

Die Inbetriebnahme der Bundesautobahn 20 wird sukzessive für Teil- 
abschnitte erfolgen. Die Angabe des Zeitpunkts für eine Gesamtinbe- 
triebnahme ist in diesem frühen Planungsstadium mit großen Un- 
sicherheiten behaftet. 


44. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(EDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der Eandesplanerischen Beurteüung für 
den Ausbau der Donau zwischen Straubing 
und Vilshofen an der Donau der Regierung 
von Niederbayern vom 8. März 2006, und 
wird die Bundesregierung den Ergebnissen der 
Eandesplanerischen Beurteüung für den Aus- 
bau der Donau zwischen Straubing und Vilsho- 
fen an der Donau der Regierung von Nieder- 
bayern folgen und die Ausbauvariante C/C 2 , 8 o 
in Auftrag geben? 


45. Abgeordneter Wenn ja, warum? 

Horst 

Meierhofer 

(EDP) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 12. Mai 2006 

Die Prägen 44 und 45 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Das Ergebnis der Eandesplanerischen Beurteüung für den Ausbau der 
Donau zwischen Straubing und Vilshofen an der Donau wird derzeit 
im Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung analy- 
siert und im Hinblick auf die nächsten Schritte zwischen den beteilig- 
ten Ressorts abgestimmt. 


46. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(PDP) 


Wann und durch wen wurde die Bundesregie- 
rung über das Vorhaben einer Eandesplaneri- 
schen Beurteüung für den Ausbau der Donau 
zwischen Straubing und Vilshofen an der Do- 
nau in Kenntnis gesetzt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 12. Mai 2006 

Am 9. März 2006 gab es ein Gespräch zwischen Bundesminister Wolf- 
gang Tiefensee und Staatsminister Erwin Huber in Berlin. Innerhalb 
dieses Gesprächs wurde u. a. auch das Ergebnis der Eandesplaneri- 
schen Beurteilung thematisiert. Im Nachgang zu diesem Gespräch 
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übermittelte Staatsminister Erwin Huber mit Schreiben vom 15. März 
2006 die Landesplanerische Beurteilung an Bundesminister Wolfgang 
Tiefensee. 


47. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Welche konkreten Ergebnisse wurden bei den 
Anfang April 2006 in Fulda geführten Gesprä- 
chen zwischen dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie der 
Deutsche B a hn AG hinsichtlich der Finanzie- 
rung geplanter und bereits begonnener Schie- 
neninfrastrukturvorhaben erzielt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 16. Mai 2006 

Die Besprechung Anfang Mai 2006 in Fulda diente dem Bundesminis- 
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und den Eisenbahn- 
infrastrukturunternehmen zu ersten Abstimmungen über die Verwen- 
dung der Bundesmittel der nächsten Jahre für den Bedarfsplan Schie- 
ne. Entscheidungen wurden noch nicht getroffen. 


48. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Welchen Stellenwert misst die Bundesregie- 
rung der Umsetzung des Vorhabens „Ortsum- 
fahrung Reutlingen (Scheibengipfel-Tunnel)“ 
bei, und wann ist mit einer Realisierung des 
Projekts zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 15. Mai 2006 

Das Projekt Bundesstraße 312 Ortsumfahrung Reutlingen ist im 
Bedarfsplan für Bundesfernstraßen als „Vordringlicher Bedarf‘ ent- 
halten, der Bestandteü des derzeit gültigen Fernstraßenausbaugesetzes 
ist. 

Für Projekte aus dem „Vordringlichen Bedarf“ besteht ein uneinge- 
schränktes Planungsrecht der zuständigen Auftragsverwaltungen. Ge- 
mäß den Artikeln 90, 85 des Grundgesetzes planen, bauen, unter- 
halten und verwalten die Länder im Auftrag des Bundes die Bundes- 
fernstraßen (Auftragsverwaltung). 

Die nächsten Schritte zur Realisierung werden die Aufstellung der 
Planungs- und Entwurfsunterlagen durch die Auftragsverwaltung 
Baden-Württemberg sein. 

Angesichts dieses Sachverhaltes sind weitergehende Aussagen zum 
Realisierungszeitraum der von Ihnen angesprochenen Maßnahme der- 
zeit nicht möglich. 
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49. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, das 
rechtskräftig planfestgestellte und im aktuellen 
Bedarfsplan als „Vordringlicher Bedarf‘ 
ausgewiesene Straßenprojekt „Bundesstraße 
98 Ortsumfahrung Bischofswerda“ in den 
Straßenbauplan (Anlage zum Kapitel 12 des 
Bundeshaushaltsplans) aufzunehmen, und 
wann ist mit einer vollständigen Realisierung 
des Vorhabens zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 17. Mai 2006 

Im Freistaat Sachsen erfordern die derzeit im Bau befindlichen Bun- 
desfernstraßenmaßnahmen ein Finanzierungsvolumen, das den dem 
Land zustehenden Finanzrahmen in erheblichem Umfang übersteigt. 
Die vordringliche Finanzierung und Realisierung der drei Autobahn- 
neubauvorhaben (Autobahn 17 Dresden-Bundesgrenze Deutschland/ 
Tschechien sowie Autobahn 38 Südumfahrung Leipzig und Auto- 
bahn 72 Chemnitz-Leipzig) kann nur durch eine überproportional 
hohe Mittelbereitstellung zu Lasten anderer, ebenfalls auf die Mittel- 
bereitstellung für dringende Straßenbaumaßnahmen angewiesene 
Bundesländer ermöglicht werden. 

Da der wirtschaftliche Weiterbau der laufenden Maßnahmen (Auto- 
bahnen und Bundesstraßen) höchste Priorität besitzt, kann derzeit we- 
der eine Aussage über den Zeitpunkt der Aufnahme der Bundesstraße 
98, Ortsumgehung Bischofswerda in den Straßenbauplan noch über 
deren vollständige Realisierung erfolgen. 


50. Abgeordnete 

Andrea 

Wicklern 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Einsatz 
von Kreisverkehren als Knotenpunkt an Bun- 
desfernstraßen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 17. Mai 2006 

Die gesetzliche Funktion bestehender ebenso wie im Bedarfsplan aus- 
gewiesener Bundesfernstraßen für den weiträumigen Verkehr erfor- 
dert eine zügige Verkehrsführung der Bundesstraßen. In solchen Fäl- 
len ist deshalb nach Zweckbestimmung und Streckencharakteristik in 
der Regel die Knotenpunktform Kreisverkehr nicht geeignet. Nachfol- 
gende Einsatzmöglichkeiten von Kreisverkehrsplätzen im Zuge von 
Bundesfernstraßen wurden vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) wie folgt festgelegt: 

- Umbau unfallträchtiger Kreuzungen, 

- Ersatz von lichtsignalgeregelten Kreuzungen (nicht Einmündungen) 
unter Beachtung besonderer Sicherheits- und Leistungsfähigkeits- 
gesichtspunkte, 
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- Verdeutlichung des Wechsels der Streckencharakteristik, z. B. vor 
Ortsdurchfahrten, 

- Verknüpfung gleichrangiger Straßen, 

- Kreisverkehrsplätze an Autobahnanschlussstellen zum Anschluss 
der Rampen an das nachgeordnete Netz, wenn gewährleistet ist, 
dass vom Kreisverkehrsplatz kein Rückstau in die Autobahn auf- 
tritt. 


51. Abgeordnete In welchem Maße bestehen Kreisverkehre als 

Andrea Knotenpunkt an Bundesfernstraßen, aufgeglie- 

Wicklein dert nach Ländern? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 17. Mai 2006 

Dem BMVBS liegen hierüber keine Daten vor. 


52. Abgeordnete 

Andrea 

Wicklern 

(SPD) 


In welchem Maße fördert die Bundesregierung 
den Einsatz von Kreisverkehren als Knoten- 
punkt an Bundesfernstraßen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 17. Mai 2006 

Das BMVBS unterstützt aktiv die Weiterentwicklung des technischen 
Regelwerkes im Rahmen der Finanzierung von Forschungsvorhaben 
und der Mitarbeit in der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver- 
kehrswesen (FGSV), damit Kreisverkehrsplätze - dort wo sie eine 
sinnvolle Knotenpunktform darstellen - nach dem neuesten Stand der 
Technik realisiert werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


53. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Welche Modelle zur Umsetzung eines regene- 
rativen Wärmenutzungsgesetzes, wie im Koali- 
tionsvertrag erwähnt (Seite 42), bezieht die 
Bundesregierung in ihre Überlegungen ein, 
und wann gedenkt die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag einen Entwurf für ein 
solches regeneratives Wärmenutzungsgesetz 
vorzulegen? 
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Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 15. Mai 2006 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) wird ab Juni 2006 einen ergebnisoffenen Dialog über 
mögliche Instrumente zur verstärkten Förderung der erneuerbaren 
Energien im Wärmemarkt mit der Öffentlichkeit und den interessier- 
ten Akteuren führen. Im Anschluss an diesen Konsultationsprozess 
wird das BMU einen Gesetzesvorschlag zur Umsetzung eines entspre- 
chenden Förderinstrumentes in der Bundesregierung abstimmen. Eine 
Befassung des Deutschen Bundestages wird rechtzeitig im Laufe die- 
ser Legislaturperiode erfolgen. 


54. Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Bearbeitungsstand des Umwelt- 
Rechtsbehelfs- und des Öffentlichkeitsbeteili- 
gungsgesetzes, und welche sind die nächsten 
vorgesehenen Schritte? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 16. Mai 2006 

Die beiden genannten Gesetzentwürfe dienen der Umsetzung der 
Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Aus- 
arbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und 
zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61 /EG des Rates 
in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Ge- 
richten (ABI. EU Nr. L 156 S. 17) durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land. Das geltende deutsche Recht entspricht bereits zu weiten Teilen 
den Vorgaben der Richtlinie 2003/35/EG. Zur vollständigen Umset- 
zung bedarf es jedoch Änderungen und Ergänzungen des geltenden 
Rechts, die durch 

- ein Gesetz über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegen- 
heiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Öffentlichkeitsbeteiligungs- 
gesetz) und 

- ein Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Um- 
weltangelegenheiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt- 
Rechtsbehelfsgesetz) 

erfolgen sollen. 

Ein Abschluss der Gesetzgebungsverfahren vor der vorgezogenen 
Neuwahl des Deutschen Bundestages am 18. September 2005 war 
nicht mehr möglich. 

Die neu gewählte Bundesregierung hat die Abstimmung der Gesetz- 
entwürfe zügig wieder aufgenommen. Eine Kabinettbefassung zu bei- 
den Gesetzentwürfen ist derzeit noch vor der parlamentarischen Som- 
merpause 2006 geplant, um ein Inkrafttreten der Umsetzungsgesetze 
im Laufe der zweiten Jahreshälfte 2006 zu erreichen. 
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55. Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit sind die geplanten Vorschriften zur 
Relevanz von Verfahrensfehlern (§ 3 des Um- 
welt-Rechtsbehelfsgesetzentwurfs) sowie zur 
Begründetheit von Vereinsklagen (§ 2 Abs. 6 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzentwurfs) mit 
den Vorschriften des Infrastrukturplanungs- 
beschleunigungsgesetzes (beispielhaft: § 18e 
Abs. 6 des AEG-Entwurfs) aufeinander abge- 
stimmt, und wie sollen mögliche Widersprüche 
in den vorliegenden Entwürfen gelöst werden? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 16. Mai 2006 

Bei den Beratungen der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes 
über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegen- 
heiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz) 
und zum Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- 
verfahren für Infrastrukturvorhaben (Infrastrukturplanungsbeschleu- 
nigungsgesetz, Bundestagsdrucksache 16/54) wurde unter anderem 
auf ein abgestimmtes Verhältnis beider Entwürfe geachtet. Eür den 
Eall, dass sich beim Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz auf- 
grund der parlamentarischen Beratungen Änderungsbedarf ergibt, hat 
die Bundesregierung eine Eormulierungshilfe für Änderungsanträge 
der Eraktionen der CDU/CSU und SPD im Deutschen Bundestag zur 
Eortschreibung des Regierungsentwurfs erstellt und den Eraktionen 
der CDU/CSU und SPD übergeben (vgl. Stellungnahme der Bundes- 
regierung in Bundestagsdrucksache 16/1338). 


56. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Eidersperrwerk für ein Gezeiten- 
kraftwerk zu nutzen? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 16. Mai 2006 

Grundsätzlich begrüßt die Bundesregierung die Nutzung der Gezei- 
tenkraft an geeigneten Standorten. Der Bundesregierung liegen keine 
Angaben darüber vor, ob der genannte Standort aus technischen, wirt- 
schaftlichen, umweltverträglichen oder sonstigen genehmigungsrecht- 
lichen Gründen für eine Nutzung in Erage kommt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


57. Abgeordnete 

Marieluise 
Beck 
(Bremen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie gedenkt die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der Aussage der Industrie- und 
Handelskammer Berlin, wonach im Jahr 2004 
auf ca. 34 000 von der Industrie- und Handels- 
kammer Berlin anerkannte Ausbildungsplätze 
nur 490 türkischstämmige Jugendliche, darun- 
ter 190 junge Erauen, kamen, diesen außeror- 
dentlich schlechten Zugangsmöglichkeiten aus- 
ländischer Jugendlicher zu Ausbildungen trotz 
verbesserter Schulabschlüsse entgegenzuwir- 
ken, bzw. wie vereinbart die Bundesregierung 
die angeblich erhöhten Integrationsnotwendig- 
keiten, auch für Eltern, mit der im vorgelegten 
Haushalt 2006 ausgewiesenen Streichung von 
Sprachkursmitteln in Höhe von 67 Mio. Euro 
um 33 Prozent? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 15. Mai 2006 

Auch nach den Erkenntnissen der Bundesregierung treffen die für 
Berlin als Beispiel genannten Größenordnungen zu. Amtliche statisti- 
sche Erhebungen weisen allerdings nur die Staatsangehörigkeit und 
nicht den ethnischen Hintergrund aus. Insofern beziehen sich die gän- 
gigen, statistisch unterlegten Darstellungen nur auf die Situation deut- 
scher und ausländischer Jugendlicher (unabhängig vom Migrations- 
hintergrund). Die Ausbildungsbeteiligungsquote des ausländischen Ju- 
gendlichen liegt mit bundesweit 25,2 Prozent (2004) deutlich unter 
dem entsprechenden Vergleichswert (58,8 Prozent) bei den deutschen 
Jugendlichen. Hier gilt es, zu signifikanten Verbesserungen zu kom- 
men. Nicht nur aus berufsbüdungspolitischen Gründen, sondern auch 
zur Sicherung einer nachhaltigen gesellschaftlichen Integration ist es 
daher nach wie vor eine vordringliche Aufgabe, ausländische Jugend- 
liche verstärkt in den geregelten Berufsausbildungsprozess einzuglie- 
dern. 

Grundsätzlich führen alle Berufsberater (Team U 25) Berufsorientie- 
rung, berufliche Beratung und Ausbildungsvermittlung für Deutsche 
und Jugendliche ausländischer Herkunft gleichermaßen durch. In den 
Agenturen für Arbeit wurde jeweüs mindestens ein Berufsberater mit 
der Wahrnehmung der Aufgabe eines „Ausländerbeauftragten“ be- 
traut, um vor allem Kontakte zu Betreuungsorganisationen, Auslän- 
dervereinigungen, Sozialpartnern, kommunalen Ausländerbeauftrag- 
ten usw. wahrnehmen zu können. 

Die Verbesserung des Übergangs in Berufsausbildung ist auch Gegen- 
stand zahlreicher Eördermaßnahmen und -programme der Bundes- 
regierung, von denen auch Jugendliche mit Migrationshintergrund 
profltieren. Zu nennen sind insbesondere: 

• das Sonderprogramm zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher 
(EQJ-Programm); 
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• das Programm „Kompetenzen fördern - Berufliche Qualifizierung 
für Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf (BQF-Programm)“ 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF); in 
diesem Programm werden u. a. bundesweit zehn lokale und regio- 
nale BeruflicheQualifizierungsNetzwerke (BQN) gefördert, die ins- 
besondere durch die Kooperation lokaler Akteure zur Verbesse- 
rung der Ausbildungschancen für Jugendliche mit Migrationshin- 
tergrund beitragen; 

• das BMBF-Programm JOBSTARTER, einschließlich der „Ko- 
ordinierungsstelle Ausbildung in ausländischen Unternehmen“ 
(KAU SA), einer bundesweiten Informations- und Servicezentrale 
zur Förderung der Ausbildungsbeteiligung von Unternehmern mit 
Migrationshintergrund. Von der zusätzlichen Gewinnung von Aus- 
bildungsplätzen in Unternehmen mit ausländischen Inhabern pro- 
fitieren insbesondere Migrantenjugendliche. 

Die Ergebnisse der Begleitforschung zum EQJ-Programm haben ge- 
zeigt, dass beim Übergang der Absolventen betrieblicher Einstiegs- 
qualillzierungen in Ausbildung nahezu keine Unterschiede zwischen 
den Teilnehmern mit und ohne Migrationshintergrund vorliegen. 
Außerdem offenbart die Begleitforschung, dass der Anteil der EQJ- 
Teilnehmer mit Migrationshintergrund mit rund 33,9 Prozent bei ca. 
einem Drittel der Teilnehmer insgesamt liegt (dieser Anteil schließt 
den Anteil von Teilnehmern ohne deutsche Staatsangehörigkeit mit 
9,7 Prozent der Gesamtzahl mit ein). 

Mit den ausbildungsfördernden Leistungen der Arbeitsförderung för- 
dern die Agenturen für Arbeit die berufliche Eingliederung junger 
Menschen. So lag zum Beispiel der Anteil ausländischer Jugendlicher 
bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen im Jahr 2005 bei 11,4 
Prozent, der Wert ist gegenüber dem Vorjahr unverändert. Bezogen 
auf die gemeldeten Bewerber sind ausländische Jugendliche überpro- 
portional vertreten (11,4 Prozent zu 8,4 Prozent). Es ist zu vermuten, 
dass der Migrantenanteil wie beim EQJ-Programm deutlich höher 
liegt, als die Statistik ausweisen kann. 

Um den Zugang von jungen Menschen mit Migrationshintergrund zu 
Ausbildung und Beruf zu verbessern, werden unter anderem auch 
durch die Jugendmigrationsdienste in Kooperation mit den Leis- 
tungsträgern nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
besondere Anstrengungen unternommen. Zur zielgerichteten Zusam- 
menarbeit dieser Dienste im Sinne einer besseren Vermittlung der 
Jugendlichen sind vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
und dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend gemeinsame Handlungsempfehlungen erarbeitet worden, die die- 
sen Akteuren im Rahmen der Integrationsbegleitung ein effektives 
Zusammenarbeiten ermöglichen. Bei der Integrationsbegleitung wird 
dabei von einem ganzheitlichen Ansatz ausgegangen, der sich an den 
Kompetenzen und Ressourcen der jungen Zuwanderinnen und Zu- 
wanderer orientiert. 

Darüber hinaus steht die Teilnahme an den Integrationskursen 
(Sprach- und Orientierungskurs) nach dem Zuwanderungsgesetz auch 
bereits hier lebenden Jugendlichen offen, sofern sie nicht mehr schul- 
pflichtig sind. Im Bundeshaushalt 2006 sind die Ansätze im Bereich 
der Durchführung von Integrationskursen ausschließlich aus Gründen 
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der Haushaltswahrheit bzw. Haushaltswirksamkeit an den tatsächlich 
zu erwartenden Mittelbedarf angepasst worden. Das bedeutet in der 
Sache, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im Jahr 
2006 keinen Antrag eines Ausländers auf Zulassung zu einem Integra- 
tionskurs mit der Begründung nicht verfügbarer Haushaltsmittel wird 
ablehnen müssen und dass alle tatsächlich benötigten Kurse abgehal- 
ten werden können. 


Berlin, den 19. Mai 2006 
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